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Meinen Eltern





Vorwort

Nach kurzweiliger und lehrreicher Promotionszeit freue ich mich, mit der Fer-
tigstellung dieses Buches einen Abschluss meiner universitären Studien erreicht 
zu haben. Dafür möchte ich mich an dieser Stelle bedanken.

Besonderer Dank gilt Herrn Prof. Dr. Wolfgang Kahl, M. A. Er hat das Ent-
stehen dieses Buches von Anfang an akribisch und mit hohem Zeitaufwand be-
gleitet und dadurch die vertiefte Auseinandersetzung mit der Frage der pro-
zessualen Behandlung von Öffentlichkeits- und Geheimhaltungsinteressen in 
unterschiedlichen Jurisdiktionen gefördert.

Weiterhin möchte ich Herrn Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Eberhard Schmidt-
Aßmann sehr herzlich insbesondere für die Erstellung des Zweitgutachtens 
danken. Meine Arbeit als studentische Hilfskraft für ihn eröffnete mir zudem 
den Zugang zum (Verwaltungs-)Prozessrecht und zur Problematik des sog. 
in-camera-Verfahrens im deutschen Verwaltungsprozess. Bei Herrn Prof. Dr. 
Martin Borowski, dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses, möchte ich mich 
für die Anregungen im Rahmen meiner Disputation herzlich bedanken.

Ohne die ausdauernde und unermüdliche Unterstützung meiner Familie 
wäre die Vollendung des Buches allerdings nicht möglich gewesen. Insbeson-
dere meinen Eltern Maria und Werner Troßbach danke ich sehr herzlich für 
diese Unterstützung und widme ihnen dieses Buch. Auch mein Bruder Tobias 
Troßbach und meine Tante Irmgard Jahn haben die Fertigstellung dieses Buches 
mit großem Interesse begleitet.

Danken möchte ich zudem meinem Freund und Kollegen Arthur Weilert für 
die produktiven Gespräche und die Möglichkeit, komplexe juristische Problem-
stellungen aus unterschiedlichen Perspektiven zu beleuchten.

Frankfurt am Main, 9. November 2018� Anton Troßbach
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Einleitung

A.  Hintergrund

Der Antagonismus zwischen dem Interesse an der Öffentlichkeit staatlichen und 
privaten Wissens und dem Interesse an dessen Geheimhaltung zieht sich durch 
alle Bereiche des modernen Staats- und Rechtslebens.1 Die Bevölkerung ver-
langt mehr und mehr Teilhabe insbesondere an staatlichen Entscheidungspro-
zessen. Als zentrale Grundlage für diese Entscheidungsprozesse dienen Infor-
mationen, über die staatliche Instanzen verfügen. Diese Informationen zeichnen 
sich durch große Vielfalt und eine besondere Organisation und Systematik aus, 
was dazu führt, dass die Bevölkerung besonderes Vertrauen in die Richtigkeit 
staatlich verwalteter Informationen hegt.2

Die Informationen können vom Staat, insbesondere der Verwaltung, selbst 
gesammelt oder von Privaten zur Verfügung gestellt worden sein, gemein ist 
ihnen jedoch, dass der Staat sie oft als wertvoll und schützenswert betrachtet.3 
Aus diesem Grund sind staatliche Instanzen in vielen Fällen nicht bereit, die 
systematisierten Informationen mit Privaten zu teilen, sei es aus staatlichen Si-
cherheitsinteressen, Effektivitätsgesichtspunkten oder aus Rücksichtnahme auf 
wirtschaftliche Interessen anderer Privatpersonen, die staatlichen Stellen diese 
Informationen zur Verfügung gestellt haben.4 Die Möglichkeit, Wissen5 zu-
rückzuhalten oder zumindest seine Veröffentlichung zu kontrollieren, garantiert 
zunächst einen staatlichen Wissensvorsprung, der aufgrund seiner Exklusivität 
zu einem Machtvorsprung werden kann.6 Die Allgemeinheit fordert hingegen 
Zugang zu diesem Wissen ein, um staatliche Entscheidungsprozesse und Ent-

1  Vgl. Kahl, in: Haratsch / Kugelmann / Repkewitz (Hrsg.), Verfassungswandel im Kom-
munikations- und Informationsstaat, S. 21. Siehe zum Begriff der Öffentlichkeit unten, 
S. 11 ff.

2  Vgl. Schoch, NVwZ 2006, 872 (872); Trosch, Informationen des öffentlichen Sektors, 
S. 18; siehe zur besonderen Bedeutung staatlicher Informationen S. 14 ff.

3  Der Begriff des Privaten bildet den Gegensatz zu Staat bzw. zur staatlichen Sphäre, siehe 
unten, S. 11.

4  Vgl. Schoch, NVwZ 2006, 872 ff.
5  Vgl. zur Unterscheidung zwischen Wissen und Information S. 14 f.
6  Arendt, Macht und Gewalt, S. 41 ff.; Habermas, Faktizität und Geltung, S. 182 ff.; Kahl, 

in: Haratsch / Kugelmann / Repkewitz (Hrsg.), Verfassungswandel im Kommunikations- und 
Informationsstaat, S. 13; Schoch, DÖV 2006, 1 (1).
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scheidungen bewerten, beeinflussen und kontrollieren zu können, insbesondere 
auch, um das Zusammenspiel staatlicher und wirtschaftlicher Akteure nachvoll-
ziehen zu können.7 Ziel ist es, durch einen freien Wissenszugang eine Wissens-
symmetrie zwischen Privaten und dem Staat herzustellen, die perspektivisch 
zu einer Machtsymmetrie führen kann. Die Öffentlichkeit, die Publizität, von 
Information ermöglicht diesen freien Wissenszugang.8 Die Konstellationen ge-
winnen beträchtlich an Komplexität, wenn Private, die staatlichen Stellen In-
formationen zur Verfügung gestellt haben, von einer Veröffentlichung in einem 
Rechtsstreit, der zwischen der staatlichen Verwaltung und privaten Dritten ge-
führt wird, wirtschaftliche oder sonstige Nachteile, z. B. für Leben und Gesund-
heit, befürchten.

Dass die Forderung nach Öffentlichkeit in den letzten Jahrzehnten an Bri-
sanz gewonnen hat, hängt auch damit zusammen, dass durch das Internet in 
einem zuvor unvorstellbaren Maße Zugang zu Wissensbeständen und damit Öf-
fentlichkeit in einem neuen Sinn möglich geworden ist.9 Dies führt dazu, dass 
auch vermeintliche Reservatbereiche einer staatlichen Arkansphäre auf immer 
weniger Akzeptanz treffen, und zwar im internationalen Maßstab.10 Es wird 
deutlich, dass aktive Teile der Bevölkerung immer weniger bereit sind, in einer 
sich immer weiter digitalisierenden Welt mit zumindest theoretisch unbegrenz-
tem Zugang zu nahezu allen Informationen, Entscheidungen zu akzeptieren, 
deren Findungsprozesse sich im Verborgenen abspielen. Die Diskussionen um 
die Enthüllungen von Edward Snowden11 und die Internetplattform Wikileaks 
geben davon ein beredtes Zeugnis. Das Freihandelsabkommen TTIP wurde 
nicht zuletzt deswegen scharf kritisiert, weil es geheim verhandelt wurde.12 Auf 
der anderen Seite werden jedoch Bestrebungen, bestimmte Vorgänge geheim 
zu halten, ebenfalls deutlich. So werden zur Vorsorge gegenüber internationa-
len terroristischen Aktivitäten Erkenntnisse von Nachrichtendiensten und deren 
Geheimhaltung immer wichtiger.13

7  Vgl. dazu BVerfGE 27, 71 (81 f.). Zu sog. „informationsbasierten Konflikten“ im Ver-
waltungsrechtsschutz Schmidt-Aßmann, Kohärenz und Konsistenz des Verwaltungsrechts-
schutzes, S. 157 ff.

8  Adler, DÖV 2016, 630 (630).
9  So für Informationen Rossi, NVwZ 2013, 1263 ff.; Schoch, Informationsfreiheitsgesetz, 

Einleitung, Rn. 14.
10  Vgl. etwa die Internetplatform Wikileaks. Die Seite der Enthüllungsplattform ist online 

abrufbar unter www.wikileaks.org (zuletzt abgerufen am 06.11.2018). Siehe zu den Informati-
onszugangsgesetzen im deutschen Recht S. 144 ff. und im englischen Recht S. 269 f.

11  Siehe hierzu die Übersichtsseite des britischen Guardian unter http://www.theguardian.
com/us-news/edward-snowden (zuletzt abgerufen am 06.11.2018) und der Süddeutschen 
Zeitung unter http://www.sueddeutsche.de/thema/Edward_Snowden (zuletzt abgerufen am 
06.11.2018).

12  Vgl. Pernice, EuZW 2014, 521 (522); Reuß, FAZ vom 19. Februar 2015.
13  Posser, in: Posser / Wolff, VwGO, § 99, Rn. 7; Rudisile, in: Schoch / Schneider / Bier, 

VwGO, § 99, Rn. 6c; Schmidt-Aßmann, Kohärenz und Konsistenz des Verwaltungsrechts-
schutzes, S. 250 f.
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Auch für die Rechtsprechung stellt der Antagonismus von Öffentlichkeit 
und Geheimhaltung von Wissen ein Grundproblem dar. Dies beginnt schon 
auf scheinbar technischer Ebene. Im Rahmen von großen gerichtlichen Verfah-
ren mit besonderem Medieninteresse reichen die Zuschauerbänke in der Regel 
kaum aus. Für den sog. NSU-(Straf-)Prozess war das Bundesverfassungsgericht 
gefordert, zur Frage des Zugangs und zu einer Art Sitzordnung im Prozesssaal 
Stellung zu nehmen.14

Über die Fragen des faktischen Zugangs hinaus ist jedoch auch der „Kampf 
um Wissen“ vor Gericht durch die Beteiligten härter geworden.15 Dieser Kon-
flikt wird auch und gerade im Verwaltungsprozess deutlich.16 Grundkonzept des 
Verwaltungsprozesses ist das gerichtliche Vorgehen des Privaten, sei es eine 
juristische oder natürliche Person, gegen Akte der staatlichen Verwaltung.17 Im 
Rahmen dieser Prozessart treffen somit staatliche Geheimhaltungs- und private 
Öffentlichkeitsinteressen wie unter einem Brennglas aufeinander.18

Erheblich an Komplexität gewinnt das zu untersuchende Konfliktfeld durch 
die Einbeziehung der mehrpoligen Verwaltungsstreitverhältnisse.19 So sind 
staatliche Behörden oft im Besitz von Informationen, die ihnen von Privaten, 
etwa in einem Genehmigungsverfahren, zur Verfügung gestellt wurden. Wenn 
es sich dabei um Betriebs- und Geschäftsinformationen handelt, kann deren 
Offenlegung, beispielsweise im Rahmen der Drittanfechtung einer Genehmi-
gung, mit großen wirtschaftlichen Nachteilen für den ursprünglichen Informati-
onsinhaber verbunden sein.20 Das dualistische Konfliktfeld zwischen staatlichen 
Geheimhaltungsinteressen und privaten Öffentlichkeitsinteressen wird um 
die Komponente privater Geheimhaltungsinteressen ergänzt. Auch für diese 
Problemlage spielt die Digitalisierung die Rolle einer Beschleunigerin. Um-
fang und Bedeutung der zur Kontrolle erforderlichen Wissensbestände haben 
sich enorm erweitert. Wissen wird als Rohstoff des 21. Jahrhunderts be-
zeichnet.21 Unternehmen sind daher im wirtschaftlichen Konkurrenzkampf 

14  Vgl. hierzu BVerfG NJW 2013, 1293 ff.
15  Vgl. Schüly, „in camera“-Verfahren; Wolfshohl, „in camera“-Verfahren und die Ar-

beiten von Linßen unter besonderer Berücksichtigung des Telekommunikationsregulierungs-
rechts und Sawang unter Berücksichtigung des Schiedsverfahrens: Linßen, Schutz von Unter-
nehmensgeheimnissen; Sawang, Geheimhaltung und rechtliches Gehör im Schiedsverfahren. 
Vgl. zu den ansteigenden Zahlen von Verfahren mit Bezug zu sicherheitsdienstlich relevanten 
Informationen in England: Green Paper, Justice and Security, Rn. 1.51.

16  Vgl. Schmidt-Aßmann, Kohärenz und Konsistenz des Verwaltungsrechtsschutzes, 
S. 245 ff.

17  Vgl. Schmidt-Aßmann / Schenk, in: Schoch / Schneider / Bier, VwGO, Einleitung, Rn. 1.
18  Vgl. Berg, FS Menger, 537 (555).
19  Vgl. BVerfGE 115, 205 (233 ff.).
20  Vgl. BVerfGE 115, 205 (233 ff.). Siehe dazu insbesondere die Ausführungen zum Son-

derverwaltungsprozessrecht unten, S. 121 ff.
21  So für Informationen Rossi, NVwZ 2013, 1263 ff.; Schoch, Informationsfreiheitsgesetz, 

Einleitung, Rn. 14.
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noch mehr als in der Vergangenheit auf den Schutz dieser Ressource ange- 
wiesen.22

B.  Ziele, Methode und Gang der Untersuchung

Bei dem Gegensatz zwischen Öffentlichkeits- und Geheimhaltungsinteressen 
handelt es sich um ein internationales Phänomen.23 Daher ist es angezeigt, für 
eine rechtswissenschaftliche Durchdringung des Problems nicht nur eine ein-
zige Rechtsordnung in den Blick zu nehmen, sondern rechtsvergleichend an-
zusetzen.24

Vor limitierenden Faktoren der Rechtsvergleichung im Bereich des Staats- 
und Verwaltungsrechts, der besonderen Abgeschlossenheit und territorialen Be-
grenztheit, der indisponiblen Natur desselben und dem fehlenden normierten 
Zwang zur Anwendung ausländischen Rechts, wird zwar teilweise gewarnt.25 
Allerdings zeigt zunächst eine historische Betrachtung, dass diese Warnung re-
lativierungsbedürftig ist. Bereits im 19. Jahrhundert wurde die Rechtsverglei-
chung zur Erneuerung der deutschen Rechtsordnung auch im Staats- und Ver-
waltungsrecht herangezogen.26 Genannt werden müssen insbesondere die Werke 
der Juristen Mohl27 und Gneist28, auf die im Laufe der Darstellung noch Bezug 
genommen wird. Mindestens ebenso bedeutsam wie das historische Argument 
ist der Umstand, dass in Zeiten der Globalisierung rechtliche Auseinanderset-
zungen zunehmend eine internationale Dimension annehmen. Dahinter steht 
die erhöhte Mobilität von Menschen und Sachen bei gleichzeitiger Verdichtung 
der Kommunikations- und Interaktionsräume. Schon aufgrund der sich daraus 
ergebenden praktischen Bedürfnisse ist eine vergleichende Betrachtung recht-
licher Regelungen angebracht.29 Besonderheiten der jeweiligen Rechtsordnun-

22  Rossi, NVwZ 2013, 1263 ff.; Schoch, Informationsfreiheitsgesetz, Einleitung, Rn. 14.
23  Craig, Administrative Law, Rn. 13-027. Vgl. die Arbeiten zur Geheimhaltung im Ver-

waltungsprozess in Frankreich von von Egidy, Vorlagepflicht, und zur Geheimhaltung im Ver-
fahren vor den europäischen Gerichten von Benedikt, Geheimnisschutz. Zum Spannungsver-
hältnis zwischen effektivem Rechtsschutz und Geheimhaltung im Unionsrecht Wiater, JuS 
2015, 788 ff. Siehe zudem auch das Green Paper, Justice and Security, Appendix J, S. 61 ff.

24  Siehe zum Rechtsvergleich ausführlich insbesondere Kischel, Rechtsvergleich, und 
zum Verwaltungsrechtsvergleich Schönberger, in: IPE IV, § 71.

25  Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht unter europäischem Einfluss, S. 4.
26  Heyen, JEV 8 (1996), 163 (163 f.); Mayer, in: Verfassungswandel im europäischen Staa-

ten- und Verfassungsverbund, 167 (168); Starck, JZ 1997, 1021 (1022). Bereits Aristoteles 
erfasste für die Konkretisierung der Prinzipien der Staatslehre 158 griechische Verfassungen, 
vgl. Krüger, FS Kriele, 1393 (1393).

27  Mohl, Geschichte und Literatur der Staatswissenschaft I.
28  Gneist, Das englische Verwaltungsrecht, Teil 1; Gneist, Das englische Verwaltungs-

recht, Teil 2.
29  Mayer, in: Verfassungswandel im europäischen Staaten- und Verfassungsverbund, 167 

(169); Sommermann, DÖV 1999, 1017 (1019).
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gen und Rechtstraditionen kommen im Öffentlichen Recht – dies sei den Kri-
tikern des Rechtsvergleichs in diesem Rechtsgebiet zugestanden – in größerem 
Maße zum Ausdruck. Um diesen Rechtstraditionen gerecht zu werden, bedarf 
der Vergleich von öffentlich-rechtlichen Systemen einer (rechts-)historischen 
Einordnung, da die Unterschiede und Gemeinsamkeiten der Rechtsordnung im 
Öffentlichen Recht nur vor dem Hintergrund der jeweiligen historischen Ent-
wicklungen zu verstehen sind.30

Erster Schritt bei der Durchführung eines Rechtsvergleichs ist zunächst die 
Wahl der zu vergleichenden Rechtsordnungen. Aufgrund des gemeinsamen eu-
ropäischen Hintergrunds31, der ähnlichen kulturellen, gesellschaftlichen und 
ökonomischen Herausforderungen, denen England und Deutschland sich in 
einer globalisierten und digitalisierten Welt im Hinblick auf den Umgang mit 
Wissen und Informationen stellen müssen, erscheinen die Ansätze, die in Eng-
land und Wales zur Lösung des Konfliktes im (Verwaltungs-)Prozess gefunden 
wurden, als erkenntnisversprechender Vergleichsgegenstand.32

Die überwiegende Meinung in der Lehre geht davon aus, dass der Vergleich 
innerhalb verwandter Rechtsordnungen, die ähnliche Sachprobleme und eine 
ähnliche Rechtsstruktur aufweisen, am ergiebigsten ist.33 Man könnte nun an-
führen, dass England und Deutschland keine ähnlichen Rechtsstrukturen auf-
weisen, da es in England einen Verwaltungsprozess im engeren Sinne vor einer 
eigens dafür geschaffenen Gerichtsbarkeit nicht gibt.34 Für einen Vergleich ist 
jedoch keine Identität der Rechtsstrukturen erforderlich. Beide Rechtsordnun-
gen zeichnen sich durch die Existenz grundlegender Regelungen, Verfassungen, 
aus, die in allen Rechtsbereichen ihren Einfluss entfalten und anhand derer auch 

30  Schönberger, in: IPE IV, § 71, Rn. 14.
31  Gemeint ist hier nicht die Europäische Union, sondern das geografische Europa.
32  Der Einfachheit halber soll im Folgenden vom englischen Recht gesprochen werden, 

auch wenn grundsätzlich das englische und walisische Recht gemeint sind. Auf die schot-
tische und die nordirische Rechtsordnung soll dagegen nicht eingegangen werden. England 
und Wales sind hier als Landesteile des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nord-
irland zu verstehen, Staatsqualität hat jedoch nur das Vereinigte Königreich Großbritannien 
und Nordirland (engl. „United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland“). Großbritan-
nien umfasst die Territorialgebiete des Königreichs England, des Fürstentums Wales und des 
Königreichs Schottland. Vgl. zum Ganzen von Bernstorff, Einführung in das englische Recht, 
S. 1; Kleve / Schirmer, in: Schneider, Verwaltungsrecht in Europa, S. 40; Jansing, Verwaltungs-
rechtsschutz durch tribunals, S. 42. Das rechtliche und politische System des Vereinigten Kö-
nigreichs ist grundsätzlich als Einheit zu betrachten, nichtsdestoweniger existieren Unterschie-
de vor allem zwischen dem englischen und dem schottischen Verwaltungsrecht, vgl. Epiney, 
NVwZ 2014, 465 (Fn. 4).

33  Glaser, Nachhaltige Entwicklung und Demokratie, S. 33; Krüger, FS Kriele, 1393 
(1404); Mössner, AöR 99 (1974), 193 (214). Anders beispielsweise Martinez, der lediglich 
eine demokratische Legitimation beider Rechtsordnungen fordert, Martinez, in: Verfassungs-
wandel im europäischen Staaten- und Verfassungsverbund, 153 (161 f.).

34  Siehe zur Entwicklung des Verwaltungsrechtsschutzes in England unten, S. 151 ff.
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parlamentarische Gesetze überprüft werden können.35 Darüber hinaus sind 
beide Staaten Mitglied der Europäischen Menschenrechtskonvention, sie be-
kennen sich daher zu den gleichen rechtlich verbindlichen, grundlegenden Wer-
ten des menschlichen Zusammenlebens in Europa.36 Außerdem sind sowohl 
der englische als auch der deutsche Rechtskreis trotz ihrer Unterschiede vom 
Römischen Recht37 und dem lateinischen Christentum geprägt.38 Eine ähnliche 
Rechtsstruktur ist somit gegeben.39

Da auch in England Prozesse über Gegenstände geführt werden, die im deut-
schen Rechtssystem als Verwaltungsprozesse qualifiziert werden würden40 und 
es auch in Deutschland Prozesse gibt, die zwar als Verwaltungsprozesse zu qua-
lifizieren sind, jedoch explizit anderen Gerichten als den Verwaltungsgerichten 
zugewiesen sind41, besteht zudem eine gegenstandsbezogene Vergleichbarkeit. 
Aufgrund ähnlicher gesellschaftlicher Herausforderungen kann auch davon 
ausgegangen werden, dass in beiden Rechtsordnungen vergleichbare Sachpro-
bleme bestehen.42

Auf dieser Grundlage kann der Vergleich unterschiedlicher Rechtsordnun-
gen, die aus historischen und kulturellen Gründen jeweils andere Verfahren zur 
Lösung ähnlicher oder gleicher Sachverhalte entwickelt haben, seine Vorteile 
voll entfalten. Er verspricht in erster Linie einen unbefangenen, frischen Blick 
auf die jeweils andere Rechtsordnung. Probleme und Lösungen des jeweiligen 
Rechtssystems verlieren auf diese Weise ihren Absolutheitscharakter, den sie 
bei einer isolierten Betrachtung annehmen können. Dies gilt auch, wie zu zei-
gen sein wird, für die hier thematisierten jeweiligen Lösungsansätze für den 
Antagonismus zwischen Öffentlichkeit und Geheimhaltung in zwei- oder mehr-
poligen Konfliktkonstellationen.

I.  Ziele

Ziel ist zunächst der Vergleich beider Rechtsordnungen im Hinblick auf den 
Gegensatz zwischen Öffentlichkeits- und Geheimhaltungsinteressen, der be-
reits für sich insoweit zu einem Erkenntnisgewinn führt, weil Eigenheiten sowie 
Vor- und Nachteile der jeweiligen Rechtsordnung bzw. die Relativität recht-

35  Siehe zum deutschen Verfassungsrecht S. 43 ff. und zum englischen S. 169 ff.
36  Siehe unten, S. 22 ff.
37  Die deutsche Rechtsordnung allerdings stärker als die englische.
38  Starck, JZ 1997, 1021 (1026).
39  Siehe dazu speziell zum Verwaltungsprozess unten, S. 280 f.
40  Siehe dazu die Definition eines Verwaltungsprozesses unten, S. 16 ff.
41  Siehe dazu beispielsweise zum Kartellrecht unten, S. 129 ff.
42  Vgl. Grosche, Europäisierung des Verwaltungsrechtsschutzes; Jansing, Verwaltungs-

rechtsschutz durch tribunals; von Loeper, Verwaltungsrechtspflege in England; Riedel, Kon-
trolle der Verwaltung im englischen Rechtssystem; Schirmer, Konstitutionalisierung des eng-
lischen Verwaltungsrechts.
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licher Denkmuster deutlich werden.43 Darüber hinaus ermöglicht die Rechts-
vergleichung den Zugang zu verrechtlichten Erfahrungswerten, den Lösungs-
ansätzen, die vor dem Hintergrund ähnlicher gesellschaftspolitischer Probleme 
in anderen Rechtsordnungen gewonnen wurden.44 Außerdem kann die Rechts-
vergleichung auch der Rechtsfindung45 dienen, ohne dass man jedoch daraus 
zwangsläufig folgern muss, dass es sich dabei um eine weitere Auslegungs-
methode handelt.46

Die Untersuchung erschöpft sich allerdings nicht in einem erkenntnisgewin-
nenden Vergleich, vielmehr soll ihr auch eine rechtspolitische Dimension zu-
kommen.47 Es soll erforscht werden, ob bestimmte zielführende Lösungsinsti-
tute übernommen bzw. transplantiert48 werden können, um eine normative 
Konfliktlösung zu erreichen, die einen möglichst optimalen Interessenausgleich 
erzielt. Dass rechtsvergleichend begründete Reformen auch in Deutschland 
nicht unmöglich sind, zeigen zwei neuere Rechtsinstitute, die Einführung von 
Mediationsverfahren nach amerikanischem Vorbild und die europa- bzw. welt-
weite Verbreitung der skandinavischen Ombudsmann-Idee.49

II.  Methode

Um zu verhindern, dass der Verweis auf die Lösungsansätze der jeweils anderen 
Rechtsordnung unqualifiziert geschieht und zur Übernahme von Rechtsinstitu-
ten führt, die in der jeweils übernehmenden Rechtsordnung als Fremdkörper 
betrachtet werden, z. B. wegen kultureller Bedingungen, ist die Methodik des 
Vergleichs von besonderer Bedeutung.

43  Glaser, Nachhaltige Entwicklung und Demokratie, S. 31; Sommermann, DÖV 1999, 
1017 (1020); Starck, JZ 1997, 1021 (1023).

44  Epiney, NVwZ 2014, 465 (465); Schmidt-Aßmann, in: Hoffmann-Riem / Schmidt-Aß-
mann, Methoden der Verwaltungsrechtswissenschaft, 387 (404 f.).

45  Vgl. dazu die Beispiele für rechtsvergleichende Argumentationen der deutschen Recht-
sprechung bei Mössner, AöR 99 (1974), 193 (229 ff.). Siehe dazu auch die Darstellung der De-
batte in den Vereinigten Staaten zur Zulässigkeit gerichtlicher Rechtsvergleichung bei Marti-
nez, in: Verfassungswandel im europäischen Staaten- und Verfassungsverbund, 153 (162 ff.). 
Vgl. zur rechtsvergleichenden Argumentation der englischen Rechtsprechung beispielswei-
se Secretary of State for the Home Department v. MB [2007] UKHL 46, [2008] 1 A. C. 440 
Rn. 30 ff., per Lord Bingham. Siehe zudem auch das Green Paper, Justice and Security, Appen-
dix J, S. 61 ff.

46  Glaser, Nachhaltige Entwicklung und Demokratie, S. 35. Für die Anerkennung der 
Rechtsvergleichung als fünfte bzw. sechste Auslegungsmethode spricht sich insbesondere Hä-
berle, JZ 1989, 913 ff. aus. Kritisch zu dieser Ansicht äußert sich unter anderem Sommermann, 
DÖV 1999, 1017 (1025).

47  Vgl. zur Unterscheidung zwischen Erkenntniszwecken und rechtspolitischen Zwecken 
der Rechtsvergleichung Sommermann, DÖV 1999, 1017 (1025).

48  Watson, Legal Transplants, S. 10 f.
49  Glaser, Nachhaltige Entwicklung und Demokratie, S. 34; Sommermann, DÖV 1999, 

1017 (1021).
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Grundlegende Voraussetzung für die Durchführung eines Vergleiches ist 
zunächst die Bildung eines gemeinsamen Bezugspunktes, einer gemeinsamen 
Rechtsfrage, anhand derer die Rechtsordnungen untersucht werden.50 Um Miss-
verständnisse zu vermeiden, muss dabei versucht werden, so weit wie möglich 
Begriffe zu verwenden, die sich auf die Regelung von Lebensproblemen bezie-
hen und nicht einfach aus einer Rechtsordnung übernommen werden.51 Bezugs-
punkt dieser Arbeit ist die Frage, inwieweit der Antagonismus zwischen Öffent-
lichkeits- und Geheimhaltungsinteressen in einem Verwaltungsprozess bzw. 
einem funktionalen Äquivalent in den Rechtsordnungen gelöst wird. Beide Pa-
rameter, sowohl die Interessen an Öffentlichkeit als auch die Interessen an Ge-
heimhaltung von staatlichem Wissen in einem Prozess, sind abstrakt genug for-
muliert, um einen Vergleich durchführen zu können, ohne von Definitionen und 
Begrifflichkeiten der jeweiligen Rechtsordnung (fehl-)geleitet zu werden.

Ausgangspunkt des Vergleichs zweier Rechtsordnungen sind die jeweiligen 
Rechtsnormen.52 Um einen präzise definierten Ansatzpunkt zu finden, soll dem 
Vergleich in der vorliegenden Arbeit der Rahmen des Verwaltungsprozesses zu-
grunde gelegt werden, wie er durch das deutsche Prozessrecht geprägt ist. Da 
jedoch im englischen Rechtssystem kein direktes Gegenstück existiert, muss 
ein funktionaler Vergleich gewählt werden. D. h., es soll sich nicht strikt am 
Wortlaut einer Rechtsordnung orientiert werden, vielmehr sollen die Institute 
verglichen werden, die die gleiche Aufgabe, die gleiche Funktion im jewei-
ligen Recht erfüllen, die funktionalen Äquivalente also.53 Bei einem rein an der 
sprachlichen Begrifflichkeit orientierten Vergleich bestünde die Gefahr, zu ver-
kennen, dass gleiche Begrifflichkeiten in unterschiedlichen Rechtsordnungen 
nicht immer die gleiche Bedeutung haben.54 Daher sollen die Rechtsnormen 
hinsichtlich ihrer jeweiligen historischen, kulturellen, sozialen und wirtschaft-
lichen Voraussetzungen gegenübergestellt werden.55 Insbesondere eine his-
torische Betrachtung ist von Bedeutung, da das Staats- und Verwaltungsrecht 
besonderen Bezug zu den historisch gewachsenen Staats- und Gesellschafts-
ordnungen aufweist.56 Auch die sozialen und kulturellen Einflüsse sind nicht 
zu vernachlässigen, da das Recht sich auf die Lebensrealität der jeweiligen Ge-

50  Glaser, Nachhaltige Entwicklung und Demokratie, S. 35; Sommermann, DÖV 1999, 
1017 (1023).

51  Starck, JZ 1997, 1021 (1027).
52  Glaser, Nachhaltige Entwicklung und Demokratie, S. 38; Sommermann, DÖV 1999, 

1017 (1021).
53  Vgl. zum sog. funktionalen Rechtsvergleich Esser, Grundsatz und Norm, S. 349 f.; Gla-

ser, Nachhaltige Entwicklung und Demokratie, S. 38; Müßig, Recht und Justizhoheit, S. 37 f.; 
Sommermann, DÖV 1999, 1017 (1023); Starck, JZ 1997, 1021 (1027); Zweigert / Kötz, Rechts-
vergleichung, S. 33 f.

54  Starck, JZ 1997, 1021 (1027).
55  Glaser, Nachhaltige Entwicklung und Demokratie, S. 38; Sommermann, DÖV 1999, 

1017 (1022).
56  Starck, JZ 1997, 1021 (1028).
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sellschaften bezieht und diese gestaltet.57 Würde der Vergleich sich lediglich 
am kodifizierten Recht orientieren, ohne die Lebenswirklichkeit bzw. die recht-
liche Praxis zu berücksichtigen, wäre der Vergleich von der Praxis losgelöst und 
letztendlich unzuverlässig.58

Der funktionale Vergleich von Lösungsansätzen verschiedener Rechtsord-
nungen beinhaltet bereits die Annahme, dass Konfliktlösungsmodelle grund-
sätzlich in andere Rechtsordnungen transplantiert werden können.59 Ob dies al-
lerdings in Bezug auf das einzelne Lösungsmodell möglich ist, kann nur anhand 
des jeweiligen Einzelfalles ermittelt werden.60 Maßstab hierfür ist es, inwieweit 
die Integrationsfähigkeit des Transplantats in das neue Rechtssystem gegeben 
ist. Dabei sind als Kriterien rechtshistorische bzw. -kulturelle Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede heranzuziehen.61

III.  Gang der Untersuchung

Um im Rahmen dieses Vergleiches die unterschiedlichen Lösungsansätze des 
englischen und des deutschen Rechts analysieren zu können, sollen die oben er-
wähnten Begrifflichkeiten „Öffentlichkeit“, „Geheimhaltung“, „Information“, 
„Wissen“ und „Verwaltungsprozess“ in einem ersten Schritt näher ausgeführt 
(Kapitel 1) und die Auswirkungen der Europäisierung auf beide Rechtsordnun-
gen dargestellt werden (Kapitel 2). In einem zweiten Schritt werden die jewei-
ligen Lösungsansätze in Deutschland und England nacheinander vorgestellt. 
Im Rahmen dieser Vorstellung soll zunächst auf historische und verfassungs-
rechtliche Grundlagen der jeweiligen Rechtsordnungen eingegangen werden, 
soweit sie für das vorliegende Thema unmittelbar relevant sind. Erst nachdem 
dadurch historische und kulturelle Besonderheiten der jeweiligen Rechtsord-
nungen aufgezeigt wurden, sind die jeweiligen Lösungsmodelle darzustellen, 
zu analysieren und kritisch zu hinterfragen (siehe Kapitel 3 bis 7 zum deutschen 
und Kapitel 8 bis 12 zum englischen Recht). Schließlich ist ein Vergleich der 
Lösungsansätze durchzuführen und zu erwägen, inwieweit bestimmte Lösungs-
ansätze der englischen Rechtsordnung in die deutsche Rechtsordnung trans-
plantiert werden sollen und können (Kapitel 13).

57  Sommermann, DÖV 1999, 1017 (1023).
58  Glaser, Nachhaltige Entwicklung und Demokratie, S. 39.
59  Glaser, Nachhaltige Entwicklung und Demokratie, S. 41; Starck, JZ 1997, 1021 (1029).
60  Glaser, Nachhaltige Entwicklung und Demokratie, S. 41; Starck, JZ 1997, 1021 

(1028 f.).
61  Glaser, Nachhaltige Entwicklung und Demokratie, S. 380. Siehe dazu unten, S. 280 ff.
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Für die Registrierung von Fachausdrücken, die in der jeweils anderen Rechtsspra-
che ähnlich gelagerte Sachverhalte bezeichnen, wurde folgende Regelung getroffen: 
Bei weitgehender Äquivalenz (direkte Übersetzbarkeit) erscheint die Zählung bei der 
alphabetisch zuerst auftretenden sprachlichen Variante (jeweils mit der Übersetzung in 
Klammern). Das Zweitauftreten in der jeweils anderen Sprache wird mit einem Siehe-
Verweis versehen. Bei partieller Inkongruenz sind getrennte Zählungen und ein Siehe-
auch-Verweis erforderlich.

Absolutismus  33, 37, 153
Abwägungsentscheidung (balancing exer-

cise)  230, 238 f.
acknowledgment of service (Zustellungs-

nachweis)  195, 214
administration of justice  166, 174, 184, 

202, 232, 238 f.
Administrative Court  153, 157, 189,  

220
administrative law  24–26, 151–153, 155–

173, 178–181
Akteneinsicht  53, 77 f., 102, 122–114, 

118, 123, 127, 129, 131, 136–139, 
144–148, 150, 274, 276, 283

Aktenprozess  37 f.
Alles-oder-Nichts-Entscheidung  118, 

134 f., 141, 233, 247 f., 270, 276–279
Alliierter Kontrollrat  36
Amtsbetriebsgrundsatz (case manage-

ment)  202, 211
Amtsermittlungsgrundsatz (inquisitorial 

approach)  69 f.
Ancien Régime  37
Anwalt  133, 195, 209, 216, 227–230, 

239 f., 244, 248, 256, 266, 271, 277, 
286–290, 292; siehe auch special ad-
vocate

appeal  158, 161, 166, 189, 201, 203, 
205 f., 211, 218, 259, 261, 269; siehe 
auch Rechtsmittel; statutory appeal

Arkansphäre  11 f., 14

Attorney General (Kronanwalt)  24, 164, 
171 f., 180 f., 196, 256

Audi alteram partem  194
Audienzen  38
Aufenthaltsrecht  281
Aufklärung (Epoche)  12, 38, 273
Ausschluss der Beteiligten  76, 80, 82, 

102, 134, 165, 167, 182, 202, 243, 246, 
277, 283, 293

Ausschluss des Publikums  29, 65, 72–75, 
81, 102, 139, 148, 166, 177, 184, 198–
200, 202, 210, 232, 243, 246, 248, 255, 
260, 264, 276–278, 283, 286, 291, 293

Ausschlussverfahren  75, 201
Äußerungsrecht des Betroffenen  53, 129, 

285
Auswärtige Beziehungen  91, 266

balancing exercise, siehe Abwägungs
entscheidung

Beccaria, Cesare (1738–1794), Jurist   
39

Bentham, Jeremy (1748–1832), Sozial-
philosoph, Jurist  164

Berichtspflicht  262, 279, 290
Berufsfreiheit siehe Grundrechte, 

Art. 12 GG
Beteiligtenausschluss, siehe Ausschluss 

der Beteiligten
Beteiligtenöffentlichkeit  20, 28 f., 32, 37, 

40, 52 f., 56 f., 59, 65, 67, 77–79, 127, 



318	 Register

134, 163, 165, 178–183, 186 f., 189, 
193–195, 202, 208 f., 211, 229, 234, 
241, 251 f., 257, 260, 263–265, 271–
274, 277–280, 286, 290; siehe auch 
natural justice

Betriebsgeheimnisse (trade secrets; 
commercially sensitive informati-
on)  60–62, 65, 74 f., 79, 96–100, 105, 
122 f., 125–127, 131 f., 135 f., 140, 
143, 149, 185, 187, 200, 210, 228, 
232–235, 244, 246–249, 267 f., 270 f., 
275, 277, 282–284, 288 f.; siehe auch 
Geheimhaltungsinteressen, private

Beweisaufnahme  39, 53, 77, 112, 179, 
192, 203, 221

Beweisausforschung (fishing expedition)  
225

Beweislast (burden of proof)  70, 79, 
118 f., 129, 141, 149, 193, 214, 247, 
255, 276, 279

Bildung  12 f., 34
Bill of Rights (1689)  24, 170, 172
Brexit  22
Bundesgesetz  23, 32
Bundesgesetzgeber  23; siehe auch 

Bundestag
Bundesnetzagentur  122–126, 128
Bundestag  104, 290–292; siehe auch 

Bundesgesetzgeber; Parlament, 
deutsches

Bundesverfassungsgericht  19, 23, 27 f., 
43 f., 49–52, 57–59, 61, 63–65, 71, 81–
83, 100, 103–105, 111, 135, 140, 142–
144, 148, 169, 187, 232, 276, 287

Bundesverwaltungsgericht  18, 36, 41, 
82 f., 86, 92, 94–96, 98–100, 102 f., 
105–111, 113, 116–121, 123–125, 
127–129, 133, 137–143, 145–149, 275, 
284, 287, 292

burden of proof, siehe Beweislast
Bürgertum (historischer Begriff)  11 f., 34, 

37, 41

Carolina (1532)  38
case management, siehe Amtsbetriebs-

grundsatz
Charles I. (1600–1649), englischer König  

153

Charta der Grundrechte (EU)  22, 31; 
siehe auch Grundrechte

civil rights  28, 166, 270; siehe auch 
Grundrechte

claim form  191, 195, 214
closed hearing  255, 260
closed judgement  261, 270, 278
closed material procedure  183, 209, 234, 

240, 244, 251–266, 269–271, 274, 
277–284, 286

commercially sensitive information, siehe 
Betriebsgeheimnisse

Common Law  24, 151–156, 162 f., 165, 
167, 171, 175–183, 196 f., 229, 234 f., 
263 f.

confidentiality ring  186, 233 f., 246, 249, 
268, 271, 277, 279, 282, 286

Constitutional Reform Act (2005)  157
Contempt of Court Act (1981)  201 f., 

218, 226 f., 230
Court of Appeal  25, 154, 157, 160 f.,  

176, 182, 197, 204, 243, 259, 261,  
269

Court of Chancery  152, 163
court of record  160
Courts and Legal Services Act (1990)  

256
Crown Office List  157
Crown Privilege  235
Curia Regis  152

Daten, personenbezogene  31, 60, 97 f., 
184, 228, 231 f., 267

Datenschutz  14 f., 94, 248, 293
Defizit, demokratisches  46, 58
Demokratieprinzip  45, 49, 51, 58, 64, 

174
Deutsche Telekom AG  61; siehe auch 

Telekommunikationsrecht
Dicey, Albert Venn (1835–1922), Jurist  

24, 34, 155 f., 166, 170, 172
disclosure  163, 165, 167, 183 f., 192 f., 

196, 205, 208 f., 213–218, 221–231, 
233–236, 238 f., 241–245, 248, 251, 
266–269, 274 f., 280; siehe auch 
Offenlegungspflicht; Vorlagepflicht

Dispositionsgrundsatz  68, 70, 191 f.,  
207
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Dokument  55, 108, 163, 165, 167, 169, 
176 f., 181, 184, 191, 193, 197, 205, 
208 f., 212–214, 216–230, 232–234, 
236–248, 252, 254 f., 260, 262, 266, 
268, 270, 274–276, 284, 291

–	 Dokument, elektronisches  83–85, 88, 
112, 114, 117, 224, 227

Dorfgericht  38
Drittbeteiligung  149
duty of candour  192 f., 211, 213–218, 

220, 222, 228, 242, 248, 274 f., 280; 
siehe auch Offenlegungspflicht; 
Vorlagepflicht

duty of search  224

Eigentum  57, 62, 98, 105
Eigentumsfreiheit, siehe Grundrechte, 

Art. 14 GG
Einsichtnahme, siehe Akteneinsicht
Eisenbahnrecht  203
Elektrizitätsrecht  203
Enterprise Act (2007)  234 f.
Entschädigung  210
equality of arms (Waffengleichheit, 

prozessuale)  55 f., 65, 69, 88, 178, 
285; siehe auch Ungleichgewicht, 
prozessuales

Equity-Gerichte  151, 153 f., 163–165, 
167, 193

Erlaubnisverfahren  203–205
Ermessen  89, 96, 99–102, 116 f., 125, 

139 f., 146, 149
Europäische Menschenrechtskonvention  

19, 22–32, 49, 51 f., 59, 65, 171, 175–
177, 179, 183–187, 194, 199, 212, 220, 
231 f., 270, 279, 281, 285

Europäische Union, Recht  4 f., 22, 31, 
95 f., 101, 147, 170 f.

Europäischer Gerichtshof für Menschen-
rechte  19, 26 f., 29 f., 52, 252, 265 f., 
287 f.

Europäisches Parlament  95
Europäisierung  9, 21
European Communities Act (1972)  170–

172
Exekutive  43, 58, 63 f., 68, 72, 85, 90, 

116, 156, 173 f., 185–187, 200, 236 f.

Fachsenat  82, 101 f., 104, 106, 108–112, 
114–116, 118 f., 122, 133 f., 147 f., 
275–277, 283

Feuerbach, Paul Johann Anselm Ritter 
von (1795–1833), Jurist  20, 39–41, 
44, 65, 164

fishing expedition, siehe Beweisaus
forschung

Folter  38
Franks-Bericht (1957)  159, 165 f.
Französische Revolution (1789–1795)  

39, 48 f.
Freedom of Information Act (2000)  206, 

269 f.
Freigabeerklärung  101
Friedensrichter  154
Friedrich II. (1712–1786), preußischer 

König  37
Fristen  27 f., 31, 107, 126, 129, 136, 202, 

204 f., 241, 257 f.

Gasversorgungsrecht  203
Geheimdienst  2, 63, 90 f., 98, 237, 256, 

293
Geheimhaltungsinteressen, private  13, 

16, 29, 31, 59, 81, 94–101, 105, 112 f., 
118, 121 f., 127; siehe auch Betriebs-
geheimnisse

Geheimhaltungsinteressen, staatliche  14, 
20 f., 29, 32 f., 37, 55, 57, 59, 62, 65, 
74 f., 79, 88–94, 101–105, 111–114, 
119, 121, 125–127, 129–135, 143, 
235–241, 248, 254 f., 265 f., 268, 275–
277; siehe auch public interest immu-
nity; Staatsgeheimnis

Geheimverfahren  20, 106, 111, 116, 251, 
253, 255, 260–263, 271, 274 f., 278 f., 
287

Gemeinwohlorientierung  11, 57
Geschäftsgeheimnisse, siehe Betriebs-

geheimnisse
Gesetzesbindung  43, 46, 58
Gesetzesvorbehalt  57 f.
Gewahrsam  222, 247
Gewaltenteilung  43, 62–64, 185, 187, 

200, 290
gisting  257 f., 260, 278
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Gleichheitsgrundsatz, siehe Grundrechte, 
Art. 3 GG

Glorious Revolution (1689)  170, 172
Gneist, Rudolf von (1816–1895), Jurist  

4, 34
Großanlagengenehmigung  55
Grundgesetz  21, 23, 32, 36, 40, 43, 

47, 51 f., 59, 62, 64, 91; siehe auch 
Verfassung, Bundesrepublik Deutsch-
land

Grundrechte  22 f., 28, 31, 43, 57–59, 64, 
69, 95, 99, 112, 137, 139, 270, 285

–	 siehe auch civil rights
–	 siehe auch Charta der Grundrechte 

(EU)
–	 Art. 3 GG (Gleichheitsgrundsatz)  55, 

285
–	 Art. 5 GG (Informationsfreiheit)  12, 

30, 48 f., 51, 57, 71, 85, 220, 230, 280, 
285, 291

–	 Art. 8 GG (Versammlungsfreiheit)   
220

–	 Art. 9 GG (Religionsfreiheit)  220
–	 Art. 12 GG (Berufsfreiheit)  30, 61, 65, 

74, 135 f., 285, 289
–	 Art. 14 GG (Eigentumsfreiheit)  61 f., 

98
–	 Art. 19 GG (Recht auf effektiven 

Rechtsschutz)  65, 67, 74, 83, 97–100, 
103, 119, 128, 137, 143, 149, 181, 279, 
285

Grundrechtseingriffe  46, 59

Hauptsachegericht  82, 85 f., 102, 104, 
106, 115, 118 f., 122–124, 127, 134, 
138, 147, 191, 241

Hauptverfahren  134, 141, 196, 198, 246, 
249, 269, 276, 278, 283

Henry I. (1068–1135), englischer König  
152

House of Lords  24, 26, 154, 156 f., 164 f., 
170, 172 f., 176–178, 180–182, 184, 
186, 190, 219 f., 222, 231, 235, 238–
240, 244, 277

High Court  25, 154, 157, 160, 184, 189, 
204, 220, 222, 232, 256, 277

human dignity  194; siehe auch 
Menschenwürde

Human Rights Act (1998)  21, 24 f., 27 f., 
32, 171 f., 186, 194, 205, 209, 211, 
217, 219–221, 248, 281

In-camera-Verfahren  81, 87, 95, 99, 102, 
104–112, 115, 117–119, 121–127, 129, 
133–138, 142–144, 147–149, 251, 
269 f., 275 f., 279–285, 288, 290, 292

Information
–	 Informationelle Selbstbestimmung  

59 f.
–	 Informationsfreiheit, siehe Grundrech-

te, Art. 5 GG
–	 Informationsgleichgewicht  265
–	 Informationsrecht  53
–	 Informationsverweigerung  88, 279, 

283
–	 Informationsvorsprung  56, 85, 215, 

218, 223, 248, 275
–	 Informationszugang  87, 94 f., 100–

104, 135, 144–147, 149, 206, 269–271, 
276, 279 f., 283 f.

injunction  157, 201
Inquisitionsverfahren  38
inquistorial approach, siehe Amtsermitt-

lungsgrundsatz
inspection  222, 227–229, 233, 235, 237, 

241, 245 f., 248, 267, 275, 277; siehe 
auch Akteneinsicht

judicial review  156–161, 166, 180 f., 
187–203, 205–215, 217–219, 221–223, 
231, 233, 244–248, 252 f., 255, 260, 
266 f., 269, 273–275, 279–281, 283

Judikative  44, 46–48, 58 f., 65, 85, 166 f., 
171, 182

Justice and Security Act (2013)  252, 265, 
270

Kabinettsjustiz  37
Kafka, Franz (1883–1924), Schriftstel-

ler  264
Kammerjustiz  33, 38
Kant, Immanuel (1724–1804), Philosoph  

39, 65, 164
Kartellrecht  16, 20, 82, 105, 121–123, 

129–134, 140, 234, 284, 288
Kinder- und Jugendschutz  199 f.
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Klagebefugnis  190, 204 f.
Klageerwiderung  195, 214
Konfliktkonstellation
–	 mehrpolige  6, 20, 99, 101, 104 f., 117, 

119, 122, 129 f., 135, 139–142, 144, 
149, 271, 279

–	 zweipolige  20, 104, 116, 119, 139–141
Konzentrationsgrundsatz  70
Kosten  36, 105, 117, 159, 163, 190, 192, 

202, 218, 223–225
Kronanwalt, siehe Attorney General
Kybernetik  14

Labour Party  24
legal profession privilege (Vertrauens

verhältnis)  228 f.
Leggatt Report (2001)  159, 166
Legislative  43, 45, 58, 169
Legitimation  5, 25, 45–48, 58 f., 65, 174, 

187, 286, 290
Liberals  155
Lloyd George, David (1863–1945), briti-

scher Premierminister  155
Lord Chancellor  159 f.

Magna Charta  172
Mediationsverfahren  7
Meinungsbildung, politische  12–14, 47 f.
Meinungsfreiheit, siehe Grundrechte, 

Art. 5 GG
Menschenwürde  194; siehe auch human 

dignity
Militär  236–239
mirror principle  26
Mohl, Benjamin Ferdinand von (1766–

1845), Jurist  4, 34
Müller-Arnold-Prozess  37
Mündlichkeit  20, 37, 40, 71, 76, 78, 196, 

209

Nachrichtendienst, siehe Geheimdienst
national security (nationale Sicherheit)  

1, 28, 30, 43, 73, 75, 185 f., 199, 210, 
236 f., 239, 252, 254, 259, 265 f., 280, 
285

Nationale Sicherheit, siehe national se-
curity

Nationalsozialismus  35

natural justice  20, 163, 178 f., 183, 193–
195, 208, 211, 263–265, 271; siehe 
auch Beteiligtenöffentlichkeit

Nemo iudex in causa sua  194
Normhierarchie  23, 172
NSU‑Prozess  3

Obergerichte, englische  25
Oberverwaltungsgericht  35 f., 82, 98, 

102 f., 107–109, 113, 117 f., 120 f., 133, 
139, 147, 275, 284

Offenlegungspflicht  61, 192 f., 203, 
207 f., 213–218, 222 f., 225–229, 241, 
248, 267 f., 274; siehe auch disclosure; 
duty of candour; Vorlagepflicht

Öffentliches Recht  5, 18 f., 21, 41, 67, 
155, 167, 262; siehe auch public law

Öffentlichkeit
–	 siehe auch natural justice
–	 siehe auch open justice  
–	 Beteiligtenöffentlichkeit  20, 28 f., 32, 

37, 40, 52 f., 56 f., 59, 65, 67, 77–79, 
127, 134, 163, 165, 178 f., 181–183, 
186 f., 189, 193–195, 202, 208 f., 211, 
229, 234, 241, 251 f., 257, 260, 263–
265, 271, 273 f., 277 f., 280, 286,  
290

–	 Öffentlichkeit (historischer Begriff)  
37–40

–	 Öffentlichkeitsinteresse (public 
interest)  75, 93, 100, 103, 105, 121, 
140 f., 177, 181, 200, 228 f., 235–241, 
255, 265–268, 275, 277, 293

–	 Publikumsöffentlichkeit  20, 28, 31, 
38, 40, 43, 45, 49–51, 64 f., 71 f., 77–
79, 162 f., 167, 172–178, 182, 187, 
196 f., 200, 209 f., 212, 273 f., 285, 290

Ombudsmann  7
open justice  20, 163, 172, 174, 176, 183, 

196, 209, 263–265, 271; siehe auch 
Publikumsöffentlichkeit

Oranierorden  219
Ordnungsgeld  202
Ordnungshaft  202
Ordnungswidrigkeit  17–19, 202

Parlament
–	 siehe auch Bundestag
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–	 britisches  24 f., 29, 32, 63, 152 f., 170–
172, 177, 180–183, 187, 199, 219, 252, 
262 f., 265, 271, 274, 279, 281

–	 deutsches  13, 46 f., 49, 57 f., 88, 95, 
114, 137, 148 f., 273, 290, 293

–	 europäisches, siehe Europäisches 
Parlament

Parlamentssouveränität  24 f., 169–172, 
180 f., 186, 191

Parlamentsvorbehalt  58
Patrimonialgericht  38
Paulskirchenverfassung (1849)  34, 40
Personenschutz  74
Persönlichkeitsschutz  72 f., 75
Polizei  76, 90 f., 98, 139, 163, 184, 202, 

224, 226, 231 f., 236–239, 247; siehe 
auch Sicherheitsbehörden

Presse  27, 35, 75, 85, 176, 185, 200, 201, 
228, 230

Pressefreiheit, siehe Grundrechte, 
Art. 5 GG

Privatperson  1, 103, 207, 240
Privatsphäre  27, 29, 37, 41, 51, 73, 183
procedural fairness  179, 194, 211
Prozessuales Urrecht  56
Prozessvertreter, siehe Anwalt
public interest, siehe Öffentlichkeitsinte-

resse
public interest immunity  103, 235–241, 

248, 254 f., 265 f., 268, 275, 277; 
siehe auch Geheimhaltungsinteressen, 
staatliche; Staatsgeheimnis

public law  156, 158, 167; siehe auch 
Öffentliches Recht

Publikum, siehe Öffentlichkeit (histori-
scher Begriff)

Publikumsausschluss, siehe Ausschluss 
des Publikums

Publikumsöffentlichkeit  20, 28, 31, 38, 
40, 43, 45, 49–51, 64 f., 71 f., 77–79, 
162 f., 167, 172–178, 182, 187, 196 f., 
200, 209 f., 212, 273 f., 285, 290;  
siehe auch open justice

Queen’s Bench  154, 157, 189
Quellenschutz  228, 230

Recht auf effektiven Rechtsschutz, siehe 
Grundrechte, Art. 19 GG; siehe auch 
Rechtsschutz

Rechtsfehler  161, 204, 209
Rechtsfindung  7
Rechtsmittel  45, 106, 109, 117, 120, 

128 f., 148, 154, 159, 161, 201, 245 f., 
259–262, 269, 279, 284; siehe auch 
appeal; Revision

Rechtsschutz  4, 22, 26, 35, 40, 46, 54 f., 
67–69, 73, 83, 86, 100, 103 f., 107 f., 
117, 124–128, 130, 135 f., 138–147, 
149, 151, 156–160, 189–191, 203–206, 
240, 245 f., 267, 269, 280, 282, 285 f., 
291; siehe auch Verwaltungsprozess, 
Funktionen / Rechtsschutz-

Rechtsstaat  23, 34, 41, 43 f., 48–51, 55 f., 
63–65, 118, 148, 150, 155, 173, 230, 
279, 284 f., 291, 293; siehe auch rule 
of law

Rechtsvergleich  4 f., 7 f.
Rechtsvertreter, siehe Anwalt
Regulierungsrecht, siehe Kartellrecht
Reichsjustizgesetze  40
Reichskammergericht  37 f.
Reichsverwaltungsgericht  35 f.
Religionsfreiheit, siehe Grundrechte, 

Art. 9 GG
Revision  69, 71, 75, 107, 129, 192, 195, 

292; siehe auch Rechtsmittel
Revolution
–	 Französische Revolution (1789–1795)  

39, 48 f.
–	 Glorious Revolution (1689)  170, 172
–	 Revolution von 1848/49  13, 34
Richterrecht  46, 204, 218, 223, 229, 234, 

241
Römisches Recht  6, 152, 155
rule of law  173–178, 186; siehe auch 

Rechtsstaat

Schule  200
Schweigegebot  75, 139, 201 f.
Selbstbelastung  228 f.
Senior Courts Act (1981)  189, 223
Sicherheitsbehörden  90 f., 97; siehe auch 

Polizei



	 Register� 323

Sicherheitsüberprüfung  113, 143, 239, 
248, 256, 265, 277 f., 286–290, 292

Sittlichkeit  40, 43, 73
Sittenwidrigkeit  230
Snowden, Edward (*1983), Whistleblo-

wer  2
Sonderverwaltungsprozess  3, 121, 123, 

251, 281, 284
Sozialrecht  154, 165, 208
special advocate  239 f., 244 f., 248, 256 f., 

259–265, 271, 277–279, 286–288; 
siehe auch Anwalt

Special Immigration Appeals Commission  
216, 251, 266

Sperrerklärung  101–103, 106, 108 f., 111, 
145 f., 275 f.

Staatsgeheimnis  62, 65, 79, 143, 237, 
276, 282, 284, 286, 288; siehe auch 
Geheimhaltungsinteressen, staatliche; 
public interest immunity

Staatswohl  90, 92, 98, 103, 236, 239, 248
Star Chamber  153, 156, 163, 167, 264 f., 

274
statutory appeal  158, 166, 189, 203–206, 

211, 218
Steuerrecht  17, 210
Strafrecht  18, 27, 30, 62, 73, 139, 202, 

239, 253
Streitkräfte, siehe Militär
Stuarts, engl. Königsdynastie (1603–

1714)  153
Subjektstheorie  17 f.
Subordinationstheorie  18
Subsidiaritätsprinzip  158, 203–205
Supreme Court  25 f., 157, 170–174, 

176 f., 179–182, 194, 198, 202, 205, 
221, 234, 240, 244, 252, 261–263

Telekommunikationsrecht  3, 118, 121–
123, 134 f., 203, 234, 287

Terrorismus  186, 226, 252, 292
Thatcher, Margaret (1925–2013), briti-

sche Premierministerin  24
trade secrets, siehe Betriebsgeheimnisse
Tribunals  25, 35, 151–155, 159–162, 

165–167, 180, 189, 206, 208–211, 269
–	 First-tier Tribunal  159, 161, 166, 189, 

209 f., 269 f.

–	 Upper Tribunal  159–161, 166, 189, 
205–211, 229, 269 f.

Tribunals, Courts and Enforcement Act 
(2007)  159 f., 167

TTIP (Transatlantic Trade and Investment 
Partnership)  2

Tudors, engl. Königsdynastie (1485–
1603)  153

ultra vires principle  180 f.
Unabhängigkeit, richterliche  19, 33, 39, 

41, 44, 46, 48, 51, 94, 160, 164, 174, 
206

Ungleichbehandlung  267
Ungleichgewicht, prozessuales  205, 208; 

siehe auch equality of arms
Unionsrecht, siehe Europäische Union, 

Recht
Unmittelbarkeitsgrundsatz  76, 115, 203
Unterbringungssachen  72, 210
Untersuchungsgrundsatz  68–70, 79, 83, 

85, 93, 100, 131, 140, 193, 207 f., 211, 
276, 280; siehe auch Amtsermittlungs-
grundsatz

Verfassung  1, 4 f., 7, 9, 12, 274
–	 siehe auch Grundgesetz
–	 Bundesrepublik Deutschland  6, 14, 

17, 19, 23, 27 f., 40, 43–53, 56–65, 69, 
71–74, 78, 81–83, 90, 93–100, 103, 
105, 108, 112, 118, 130, 135, 137, 139, 
141–149, 276, 280, 282, 284, 286

–	 England  22, 24, 155, 163, 169–180, 
183–187, 191, 194, 197, 199, 200, 212, 
229–231, 234, 252, 263–265, 273, 281

–	 Paulskirchenverfassung  34, 40
–	 Weimarer Reichsverfassung  35
Vergleichsverhandlung  228, 230
Verhältnismäßigkeit  31, 61, 64, 78, 100–

102, 177, 184, 198, 200, 206, 210, 
220 f., 225, 231, 234 f., 268

Versammlungsfreiheit, siehe Grundrechte, 
Art. 8 GG

Verschwiegenheit  94 f., 113, 224, 265, 
277, 285–290, 292

Versehen  139, 220, 268
Vertrauensverhältnis, siehe legal profes

sion privilege



324	 Register

Vertraulichkeit  63, 96, 113, 124, 145, 
184 f., 200, 229–233, 252, 268

Verwaltungsgerichtsbarkeit  34–36, 38, 
41, 67, 78 f., 144, 153–156, 161, 166 f., 
206

Verwaltungsprozess, Funktionen
–	 siehe auch Rechtsschutz
–	 Befriedungs-  68, 191
–	 Kontroll-  67, 69, 190
–	 Rechtsfortbildungs-  46, 58 f., 68, 191
–	 Rechtsschutz-  67, 151, 190 f., 204
–	 Stabilisierungs-  67, 191
Verwaltungsrichter  34
Verweigerung der Offenlegung  226, 228, 

236, 239–242, 251, 254 f.
Verzögerung  110, 119, 207, 211
Völkerrecht  22–24, 32
Vorlagepflicht  83–88, 109, 122, 124, 128, 

142, 193, 205–208, 211, 213, 218, 229, 
274 f.; siehe auch disclosure; duty of 
candour; Offenlegungspflicht

Waffengleichheit, prozessuale, siehe 
equality of arms; siehe auch Ungleich-
gewicht, prozessuales

Wednesbury-Prinzip  219

Weimarer Reichsverfassung  35
Wikileaks  2
William III. (Wilhelm von Oranien; 

1650–1702), englischer König  170
Wirtschaftsverwaltungsrecht  16, 20, 281
Wissen  1, 3, 5, 8 f., 14–17, 48, 55, 60 f., 

84, 95, 98, 187, 197, 219
writ(s)  152, 154, 156 f., 166, 180

Zeugenvernehmung  221, 242
Zivilrecht  27 f., 49, 155, 190
Zugänglichkeit  11, 14, 20, 29, 48 f., 60, 

62, 81, 88, 98, 115, 145, 157 f., 179, 
196, 198, 205, 248, 261

Zugangseröffnung  48
Zuständigkeit  19, 34, 70, 89, 106, 108 f., 

130, 148, 153 f., 166, 241 f., 283, 292
Zustellung  53, 70, 77, 195
Zustellungsmängel  78
Zustellungsnachweis, siehe acknow-

ledgment of service
Zwischenverfahren  81, 107 f., 110, 115, 

117 f., 122–129, 132–135, 147, 150, 
233, 241–248, 251, 266, 269 f., 275–
277, 279, 282–284, 290, 292


	Cover

	Titel

	Vorwort��������������
	Inhaltsverzeichnis

	Abkürzungsverzeichnis����������������������������
	Einleitung�����������������
	A. Hintergrund���������������������
	B. Ziele, Methode und Gang der Untersuchung��������������������������������������������������
	I. Ziele���������������
	II. Methode������������������
	III. Gang der Untersuchung���������������������������������


	Register���������������



